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05 . 06 . 97 


Antrag 

der Abgeordneten Michaele Hustedt, Christian Sterzing , Gila Altmann (Aurich), 
Franziska Eichstädt-Bohlig, Ulrike Höfken, Steffi Lemke, Egbert Nitsch 
(Rendsburg), Dr. Jürgen Rochlitz, Halo Saibold, Albert Schmidt (Hitzhofen), Helmut 
Wilhelm (Amberg) und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Ökologisierung der Europäischen Verträge 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Auf dem Europäischen Rat der Staats- und Regierungschefs am 16. 
bis 17. Juni 1997 in Amsterdam sollen die Verhandlungen der Re- 
gierungskonferenz zur Novellierung des Maastrichter Vertrages 
abgeschlossen werden. Auf der Tagesordnung der Regierungs- 
konferenz steht neben der Gemeinsamen Außen- und Sicher- 
heitspolitik und der innenpolitischen Zusammenarbeit, sowie in- 
stitutioneilen Fragen, auch die Ökologisierung der Europäischen 
Verträge. Bereits 1995 haben die europäischen Umweltverbände 
diesbezüglich einen ausführlichen Forderungskatalog mit kon- 
kreten Textvorschlägen für den neuen EU- und EG -Vertrag vor- 
gelegt („Greening the Treaty II: Sustainable Development in a De- 
mocratic Union“). 

Die Umweltpolitik gehört, gemeinsam mit dem Verbraucherschutz 
und der Gesundheitspolitik, zu den Themen, die die europäischen 
Bürgerinnen und Bürger am meisten berühren. Schon die Reflexi- 
onsgruppe, die diese Regierungskonferenz vorbereitet hatte, stell- 
te in ihrem Abschlußbericht fest, daß die Verbesserung der Um- 
weltsituation zu den Problemen gehört, für die sich die 
Europäerinnen und Europäer bei den Verhandlungen der Regie- 
rungen eine Lösung erwarten. 

In zahlreichen Mitgliedstaaten ist die europäische Umweltpolitik 
sehr populär und trägt dazu bei, das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in die Politik und die Institutionen der Union zu stär- 
ken. Gerade die Konflikte um die Rinderseuche BSE und der Im- 
port gentechnisch veränderter Lebensmittel haben j edoch das Ver- 
trauen der Bürgerinnen und Bürger in die Union geschwächt und 
gleichzeitig auf dramatische Weise deutlich gemacht, daß das Prin- 
zip der nachhaltigen Entwicklung noch nicht in ausreichender 
Weise in die Gemeinschaftspolitiken Eingang gefunden hat. 
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Am Anfang des europäischen Einigungsprozesses stand eine Wirt- 
schaftsgemeinschaft. Diese Wirtschaftsgemeinschaft wurde durch 
den europäischen Binnenmarkt konsequent weiterentwickelt. Lei- 
der wurde es versäumt, den Gemeinsamen Markt in gleichem Tem- 
po ökologisch und sozial zu flankieren. 

Schon 1987 wurde mit der Einheitlichen Europäischen Akte der 
Umweltschutz im Vertrag der EG verankert. Im Maastrichter Ver- 
trag wurde erstmals das Prinzip der nachhaltigen Entwicklung er- 
wähnt und das umweltpolitische Integrationsprinzip, wenn auch 
an nachgeordneter Stelle, in den Vertrag auf genommen. Die recht- 
lichen Grundlagen der Einzelpolitiken der Gemeinschaft, die, wie 
beispielsweise die Agrar- und Verkehrspolitik, erhebliche Um- 
weltauswirkungen haben, wurden jedoch nicht ökologisch refor- 
miert. Vielmehr wurde mit Artikel 129 b bis d ein neuer Titel in den 
Vertrag aufgenommen, der den Auf- und Ausbau transeuropäi- 
scher Verkehrs-, Energie- und Kommunikationsnetze regelt. Die- 
se transeuropäischen Netze, vor allem, wenn es sich um Fern- 
straßen und Fernhochspannungsleitungen handelt, bewirken 
jedoch erhebliche Umweltbelastungen. Dieses Beispiel zeigt, daß 
die Integration von Umweltbelangen in den Vertrag noch nicht aus- 
reichend gelungen ist. Für die Weiterentwicklung der EU ist es 
deshalb unerläßlich, daß auch in Amsterdam konkrete Vertrags- 
verbesserungen zum Umweltschutz beschlossen werden und sich 
die EU weiter auf dem Weg zu einer Umweltunion hinentwickelt. 

Die Weiterentwicklung des europäischen Umweltrechts ist auch 
deshalb ins Stocken geraten, weil die Entscheidungsverfahren 
langwierig und unübersichtlich sind, das Europäische Parlament 
nicht mit ausreichenden Mitentscheidungsrechten ausgestattet ist 
und den Bürgerinnen und Bürgern sowie Verbänden nicht ausrei- 
chende Mitwirkungsmöglichkeiten eingeräumt werden. Oft schei- 
terten notwendige Entscheidungen, wie die Einführung einer eu- 
ropäischen Energiesteuer, am Veto einzelner Mitgliedstaaten. Das 
Europäische Parlament, als einzig direkt gewählte europäische In- 
stitution, stellt immer noch keine echte Volksvertretung mit voll- 
wertiger Gesetzgebungskompetenz dar. Umweltschutzinitiativen, 
die Einsicht in umweltrelevante Akten fordern und auf dem Ge- 
richtsweg die Umsetzung des von den Regierungen beschlossenen 
EU-Rechtes durchsetzen wollen, werden durch obrigkeitsstaatli- 
che Vorschriften ausgebremst. Diese Blockadepolitik führt dazu, 
daß sich engagierte Bürgerinnen und Bürger frustriert von der eu- 
ropäischen Idee abwenden. 

Die Institutionen und Entscheidungsmechanismen der EU müssen 
daher generalüberholt werden. 

Die EU spielt als größte Export- und Handelsmacht der Welt bei 
der Ausgestaltung des neuen Welthandelsregimes eine Schlüssel- 
rolle. Die gemeinsame Handelspolitik ist neben der Agrarpolitik 
der Bereich, in dem die Union den höchsten Integrationsgrad auf- 
weist. Da auch die wirtschaftliche Globalisierung und Integration 
in das weltweite Handelssystem ökologisch und sozial flankiert 
werden muß, sollte in der gemeinsamen Handelspolitik das Prin- 
zip der nachhaltigen Entwicklung verankert werden. 
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Im Mittelpunkt der Regierungskonferenz steht die Weiterent- 
wicklung der im Maastricht-I-Prozeß neu aufgenommenen zwei- 
ten und dritten Säule des Vertrages. Sowohl die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik als auch die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Justiz und Inneres blenden die ökologische Dimension 
jedoch bisher völlig aus. Dabei wird ignoriert, daß sich die Um- 
weltpolitik seit langem neben der Handels- und Sicherheitspolitik 
als dritte Säule der internationalen Kooperation erwiesen hat. Alle 
drei Bereiche hängen untrennbar miteinander zusammen. 

So haben der Atom- und Giftmüllschmuggel sowohl eine ökologi- 
sche als auch eine sicherheitspolitische Dimension. Neue außen- 
und sicherheitspolitische Bedrohungen liegen in der globalen Kli- 
maveränderung genauso wie in der unkontrollierten Freisetzung 
gentechnisch veränderter Organismen inner- und außerhalb der 
Union. 

Auch die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres 
kann bei der Lösung dieser nur beispielhaft herausgegriffenen Pro- 
bleme ihren Beitrag leisten. 

Die Weiterentwicklung der EU zur Umweltunion läßt sich also wie 
folgt skizzieren: 

Europa braucht eine ausgebildete Umweltgesetzgebung, die sich 
an einem hohen Schutzniveau orientiert, starke Institutionen, um 
das gemeinschaftliche Umweltrecht um- und durchzusetzen und 
eine konsequente Umweltaußenpolitik, um auch weltweit für eine 
umweltpolitische Flankierung des sich immer mehr globalisieren- 
den Handelssystems zu sorgen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher 
auf: 

sich auf dem Amsterdamer EU-Gipfel für eine Ökologisierung und 
Demokratisierung der EU einzusetzen sowie das Prinzip der nach- 
haltigen Entwicklung auch in die zweite und dritte Vertragssäule 
zu integrieren. Sie muß ihren Willen für den Ausbau einer 
Europäischen Umweltunion bekunden und in Amsterdam sub- 
stantielle Vorschläge für Vertragsänderungen vorlegen. 

1. Ökologisierung des EG- und EU-Vertrages 

1.1 Das Prinzip der nachhaltigen und umweltgerechten Entwick- 
lung und das Recht der Menschen auf eine gesunde Umwelt 
müssen sowohl im EG- als auch im EU-Vertrag verankert wer- 
den. Der richtige Platz für die Verankerung dieser beiden Prin- 
zipien sind die Präambel und der Artikel B des EU-Vertrages 
sowie der Artikel 2 des EG-Vertrages. 

Die Präambel des EU-Vertrages sollte dabei ausdrücklich Be- 
zug auf die auf der UNCED-Konferenz 1992 verabschiedete 
Agenda 21 und die Rio-Deklaration nehmen. 

1.2 Die Belange des Umwelt-, Verbraucher-, Gesundheits- und 
Tierschutzes sollen zukünftig in alle Politikbereiche integriert 
werden. Die Integration dieser Politiken mit allen anderen Po- 
litikbereichen, die im EG-Vertrag geregelt sind, soll in einem 
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neuen Artikel 3 d des EG -Vertrages sowie an geeigneter Stel- 
le im EU-Vertrag festgeschrieben werden. 

Das Integrationsprinzip soll in den entsprechenden Einzelpo- 
litiken konkretisiert werden: 

- Titel II, EGV, Gemeinsame Agrarpolitik: Ziel der Gemein- 
samen Agrarpolitik soll zukünftig eine nachhaltige und 
umweltverträgliche, an die regionalen Bedingungen an- 
gepaßte landwirtschaftliche Produktion und Weiterverar- 
beitung sein, die die Herstellung gesundheitlich unbe- 
denklicher und qualitativ hochwertiger Lebensmittel 
genauso wie den Schutz und Erhalt der biologischen und 
landschaftlichen Vielfalt fördert. Der Erhalt der Lebens- 
fähigkeit der Ökosysteme ist als zentrale Voraussetzung 
sowohl für die Gemeinsame Agrarpolitik, als auch für die 
gemeinsame Forst- und Fischereipolitik festzuschreiben. 

- Titel IV, EGV, Verkehr: Ziel der europäischen Verkehrs- 
politik muß zukünftig die Entwicklung und Durchführung 
einer nachhaltigen und umweltverträglichen Verkehrspo- 
litik, vor allem im Hinblick auf den Ausbau der transeu- 
ropäischen Verkehrsnetze, sein. 

- Titel VII, EGV, Handelspolitik: Die gemeinsame Handels- 
politik soll zukünftig ein Mittel zur Förderung der nach- 
haltigen Entwicklung sein. Sie soll das Vorsorge- und 
Verursacherprinzip einbeziehen. Jeder Abbau von Han- 
delsschranken muß zukünftig auf seine Umweltverträg- 
lichkeit hin geprüft werden. Entsprechend ist auch das 
Verhandlungsmandat der Europäischen Kommission in- 
nerhalb der Welthandelsorganisation WTO zu qualifizie- 
ren. 

- Titel XII, EGV, Transeuropäische Netze: Die Erstellung von 
Leitlinien für den Ausbau der transeuropäischen Ver- 
kehrs-, Energie- und Kommunikationsnetze muß zukünf- 
tig mit dem Leitbild der nachhaltigen und umweltgerech- 
ten Entwicklung vereinbar sein. Alle Leitlinien, Pläne und 
Projekte müssen einer strategischen Umweltverträglich- 
keitsprüfung unterworfen werden. 

- Titel XIV, EGV, Struktur- und Kohäsionspolitik: Ziele der 
gemeinsamen Struktur- und Kohäsionspolitik müssen 
zukünftig neben der Stärkung des wirtschaftlichen und so- 
zialen Zusammenhaltes auch eine nachhaltige Entwick- 
lung und der Schutz der Umwelt auf einem hohen Niveau 
sowie die Beschäftigungsförderung sein. Mittel aus den 
Struktur- und Kohäsionsfonds und der Europäischen In- 
vestitionsbank sollen zukünftig nur dann gewährt wer- 
den, wenn eine strategische Umweltverträglichkeitsprü- 
fung der vorgesehenen Maßnahme positiv abgeschlossen 
wurde. 

- Titel XV, EGV, Forschung und technologische Entwick- 
lung: Forschung und technologische Entwicklung sollen 
zukünftig einer nachhaltigen Entwicklung förderlich sein, 


4 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7822 


beispielsweise durch eine stärkere Förderung der erneu- 
erbaren Energien. 

1 .3 In Artikel 36 EG V, der die Möglichkeit nationaler Ausnahmen 
in bezug auf den freien Warenverkehr einräumt, soll in Über- 
einstimmung mit der Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes der Anspruch auf umweltpolitisch motivierte Ein- 
fuhr-, Ausfuhr- und Durchfuhrverbote oder Beschränkungen 
explizit im Text dieses Artikels verankert werden. Gemäß die- 
ser Entscheidung einzuleitende Zwangsmaßnahmen sollen 
nicht diskriminierend und verhältnismäßig sein. Sie sollen 
außerdem die möglichst schwächste Handelsbeschränkung 
darstellen, die notwendig ist, um das umweltpolitische Ziel zu 
erreichen. 

1.4 Die europäische Energiepolitik muß neu geordnet werden. In 
den neuen EG -Vertrag sollte deshalb ein Energiekapitel auf- 
genommen werden. Der Euratom-Vertrag muß aufgelöst wer- 
den. Seine Sicherheitsbestimmungen können in das neue 
Energiekapitel übernommen werden. Auch weiterhin nötige 
Bestimmungen des Vertrages zur Montanunion über die 
Kohlepolitik können nach dessen Auslaufen in das Energie- 
kapitel überführt werden. Ziele des Energiekapitels sollen der 
Klimaschutz, die rationelle Nutzung der Energie und der 
Schutz von Natur und menschlicher Gesundheit sein. Außer- 
dem soll die Energiepolitik der Gemeinschaft die Versor- 
gungssicherheit und die preisgünstige Versorgung mit Ener- 
giedienstleistungen gewährleisten. In das Energiekapitel 
sollen auch die relevanten Bestimmungen für die gemeinsa- 
me Forschungspolitik integriert werden. Anstelle des Eura- 
tom-Vertrages und seiner Institutionen soll eine Europäische 
Gemeinschaft für Erneuerbare Energien treten. Ziel dieser 
neuen Vertragsbestimmung soll die wirtschaftliche und tech- 
nische Förderung der erneuerbaren Energien sein. 

1 .5 Die Bundesregierung soll sich im folgenden Sinne für die Ver- 
ankerung des Tierschutzes in den EG-Vertrag einsetzen: 

Dem neuen Tierschutzartikel sollen folgende Prinzipien zu- 
grunde gelegt werden: 

- Die Agrar-, Verkehrs-, Binnenmarkt- und Forschungspoli- 
tik müssen die Würde der Tiere, die in diesen Sektoren ver- 
wendet oder erzeugt werden, und ihre Schutzbedürfnisse 
berücksichtigen. 

- Lebende Tiere, auch wenn sie im Vertragstext unter „Gü- 
tern" und „Produkten" geführt werden, sollen als emp- 
findsame Wesen betrachtet und entsprechend innerhalb 
der Gesetzgebung der Gemeinschaft behandelt werden. 

- Mitgliedstaaten dürfen nicht davon abgehalten werden, 
strengere Maßnahmen zum Schutz und Wohle der Tiere 
aufrechtzuerhalten oder zu ergreifen. 

Weiterhin soll in Artikel 39 des Agrarkapitels im EGV die Not- 
wendigkeit verankert werden, den Schutz der landwirtschaft- 
lichen Nutztiere zu gewährleisten. 
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1.6 Nationale Vorreiterrollen im Umweltschutz müssen zukünftig, 
auch im Bereich des Binnenmarktrechts, ausdrücklich erlaubt 
sein. Zu diesem Zwecke muß die Schutzklausel in Arti- 
kel 100 a (4) EGV ausgeweitet werden. Es soll Mitgliedstaa- 
ten zukünftig möglich sein, einzelstaatliche Umweltschutzbe- 
stimmungen, die über Harmonisierungsmaßnahmen des 
EU -Binnenmarktes hinaus gehen, beizubehalten und einzu- 
führen. Die Regelung, daß ein Mitgliedstaat zuvor gegen die 
entsprechende Harmonisierungsmaßnahme gestimmt haben 
muß, soll abgeschafft werden. Eine einfache Notifizierung der 
Beibehaltung oder Einführung weitergehender Umwelt- 
schutzmaßnahmen bei der Kommission soll dafür sorgen, daß 
die Ausnahmeregelung nach drei Monaten automatisch in 
Kraft tritt, wenn die Kommission keinen begründeten Wider- 
spruch einlegt. 

1.7 Die Durchsetzung des EU-Umweltrechtes muß gestärkt wer- 
den. Der Europäische Gerichtshof muß deshalb verstärkt die 
Möglichkeit erhalten, Geldstrafen gegen Mitgliedstaaten aus- 
zusprechen und Subventionen einzubehalten. 

2. Demokratisierung der EU-Umweltpolitik 

2.1 Um die Umsetzung des EU-Umweltrechtes zu stärken, soll 
zukünftig jeder natürlichen und juristischen Person der Zu- 
gang zum Europäischen Gerichtshof und zu den Gerichten der 
Mitgliedstaaten ermöglicht werden. Konkret soll damit eine 
europaweite Verbandsklage eingeführt werden, auch für die- 
jenigen Mitgliedstaaten, die - wie Deutschland - bisher noch 
keine nationale Verbandsklage eingeräumt haben. Alle Per- 
sonen, die sich mit einer Beschwerde oder Klage an den Ge- 
richtshof wenden, sollen zukünftig außerdem Zugang zu den 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission und dem 
Gerichtshof ausgetauschten Dokumenten erhalten. 

2.2 Der freie Zugang zu den bei den Institutionen der EU und den 
Mitgliedstaaten vorliegenden Umweltinformationen muß ge- 
währleistet sein. Diese Politik soll dem Grundsatz folgen, daß 
jede natürliche oder juristische Person auf Nachfrage Zugang 
zu den sich in der Hand europäischer Behörden befindlichen 
Informationen erhält. Der freie Zugang zu Informationen soll 
ohne Rücksicht auf die Nationalität gewährt werden und ohne, 
daß ein begründetes Interesse an den gewünschten Informa- 
tionen bekundet werden muß. 

2.3 Die EU-Umweltgesetzgebung muß einfacher gestaltet wer- 
den, indem bei allen umweltpolitischen Entscheidungen das 
Mehrheitsverfahren eingeführt wird. 

Die Entscheidung nach qualifizierter Mehrheit soll ausdrück- 
lich auch für die Einführung ökologischer Steuern gelten. 

2.4 Zukünftig sollen alle umweltpolitischen Entscheidungen im 
Mit entscheidungsverfahren nach Artikel 189 b EGV zwischen 
Rat und Parlament getroffen werden. 

2.5 Die Bundesregierung soll sich für eine Offenlegung des Ab- 
stimmungsverhaltens im Rat einsetzen. Erwägungen und Ent- 
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Scheidungen des Rates sollen grundsätzlich der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht werden. Das Abstimmungsverhalten ist 
offenzulegen. 

3. Ökologisierung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheits- 
politik 

Das Ziel der nachhaltigen Entwicklung soll auch in die Ge- 
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) aufgenom- 
men werden. Aufgabe der GASP sollte es u. a. sein, die Um- 
weltpolitik mit anderen Belangen der GASP integriert zu 
behandeln, ökologische Ursachen von sicherheitspolitischen 
Fragen ausreichend in Betracht zu ziehen und die Einhaltung 
und Durchsetzung des internationalen Umweltrechts zu ge- 
währleisten. Den Nichtregierungsorganisationen aus dem 
Umwelt- und Entwicklungsbereich sollen stärkere Beteili- 
gungsmöglichkeiten eröffnet werden, beispielsweise durch 
die Mitgliedschaft in den EU-Delegationen auf internationa- 
len Verhandlungen, und ein Akteneinsichtsrecht in Verhand- 
lungsdokumente. 

4. Ökologisierung der Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz 
und Inneres 

In den Aufgabenkatalog der Zusammenarbeit in den Berei- 
chen Justiz und Inneres soll auch die Bekämpfung der natio- 
nalen und grenzüberschreitenden Umweltkriminalität aufge- 
nommen werden. Nichtregierungsorganisationen sollen dabei 
ein weitgehendes Recht auf Akteneinsicht erhalten. 

5. Einführung einer Flexibilitätsklausel in den Vertrag 

Bei der vorgesehenen Einführung einer Flexibilitätsklausel in 
den Vertrag sollte die Bundesregierung darauf achten, daß er- 
reichte umweltpolitische Mindeststandards nicht gefährdet 
werden. Vielmehr muß die Möglichkeit zu nationalen Vorrei- 
terrollen im Umweltschutz, beispielsweise bei der Einführung 
ökologischer Steuern, gestärkt werden. Bei der Osterweite- 
rung der Gemeinschaft ist darauf zu achten, daß die wirt- 
schaftspolitische Integration nicht schneller als die Integrati- 
on im Umweltbereich erfolgt. 


Bonn, den 5. Juni 1997 

Michaele Hustedt 
Christian Sterzing 
Gila Altmann (Aurich) 

Franziska Eichstädt-Bohlig 
Ulrike Höfken 
Steffi Lemke 

Egbert Nitsch (Rendsburg) 

Dr. Jürgen Rochlitz 
Halo Saibold 

Albert Schmidt (Hitzhofen) 

Helmut Wilhelm (Amberg) 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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Begründung 

Ausgangslage der Regierungskonferenz 1996 sind die Defizite des 
Vertrages von Maastricht. Der Maastrichter Vertrag wurde weit- 
gehend unter Ausschluß der Öffentlichkeit ausgehandelt. Ein 
Großteil des Mißtrauens, das die Bürgerinnen und Bürger der eu- 
ropäischen Einigung seitdem entgegenbringen, beruht auf dem 
berechtigten Unbehagen an dieser Art nicht mehr zeitgemäßer Ge- 
heimdiplomatie. 

Doch die Kritik der Bürgerinnen und Bürger entzündet sich nicht 
nur an der Art und Weise, wie Maastricht ausgehandelt wurde, 
sondern auch und vor allem an den inhaltlichen Versäumnissen 
des Vertrages. 

Fünf Jahre nach Rio ist die Aufbruchstimmung und Euphorie ver- 
flogen, die auf dem Erdgipfel geherrscht hatte. Die Klimaschutz- 
politik der Bundesregierung und der EU steht vor einem Scher- 
benhaufen. Das von Bundeskanzler, Dr. Helmut Kohl, in Rio 
verkündete und auf dem Berliner Klimagipfel bestätigte Ziel der 
Bundesregierung, den Kohlendioxid- Ausstoß auf Basis des Jahres 
1990 bis zum Jahre 2005 um 25 % zu reduzieren, ist nach Auf- 
fassung zweier von der Bundesregierung selbst in Auftrag ge- 
gebenen Gutachten mit den bisher getroffenen und geplanten 
Maßnahmen nicht zu erreichen. Im Gegenteil: Die Kohlendioxid- 
Emissionen stiegen im Westen Deutschlands auch in den vergan- 
genen Jahren kontinuierlich an, in Gesamtdeutschland war trotz 
des von der Bundesregierung mitverschuldeten Zusammenbru- 
ches der Wirtschaft in den neuen Bundesländern 1996 erstmals 
wieder ein Anstieg des Kohlendioxid-Ausstoßes zu verzeichnen. 

Auch EU-weit steckt die Klimapolitik in der Sackgasse. Die vor Rio 
angekündigte C0 2 -Energiesteuer wurde ausgerechnet auf dem 
EU-Gipfel in Essen unter deutscher Präsidentschaft zu Grabe ge- 
tragen. Der damalige Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Dr. Klaus Töpfer, der Fortschritte im Klima- 
schutz zu einem Schwerpunkt der deutschen Präsidentschaft ma- 
chen wollte, stand als der Blamierte da. Seitdem hintertreiben der 
Bundesminister für Finanzen, Dr. Theodor Waigel, und der Bundes- 
minister für Wirtschaft, Dr. Günther Rexrodt, jeden Versuch der 
EU-Kommission, die Energiesteuer wieder zum Leben zu erwecken. 

Das Trauerspiel um die C0 2 -Energiesteuer steht nur stellvertre- 
tend für das Scheitern des klimapolitischen Anspruches der EU. 
Energie- und klimapolitische Förderprogramme wie das JOULE/ 
THERMIE-Programm, das SAVE-Programm zur Energieein- 
sparung, das ALTENER-Programm für erneuerbare Energien und 
das SYNERGY-Programm für die energiepolitische Zusammen- 
arbeit mit der Dritten Welt wurden nicht zuletzt auf Druck der 
Bundesregierung hin zusammengestrichen und verzögert. Der 
Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zur Integrierten Res- 
sourcenplanung wird von der Bundesregierung als Eingriff in die 
reine Marktlehre zurückgewiesen. Dabei will die neue EU-Elek- 
trizitätsbinnenmarktsrichtlinie die Integrierte Ressourcenplanung 
und die damit verbundenen Effizienzgewinne auf der Stromver- 
braucherseite, genauso wie die Förderung der erneuerbaren En- 
ergien durch die Mitgliedstaaten, gerade ermöglichen. Die Bun- 
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desregierung trug allerdings schon während der Verhandlungen 
um die Richtlinie dazu bei, daß diese Anforderungen nur als 
„ Kann " -Bestimmungen formuliert wurden. Im Entwurf des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft für die Novellierung des deutschen 
Energiewirtschaftsgesetzes findet sich konsequenterweise davon 
nichts wieder. Auch der Versuch, den Kohlendioxid-Ausstoß von 
Kraftfahrzeugen europaweit zu senken und damit den ungebrem- 
sten Anstieg der Kohlendioxid-Emissionen im Verkehrssektor zu 
bremsen, wurde von der Bundesministerin für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit auf Druck der deutschen Automobil- 
industrie hin verwässert. Statt für das Jahr 2005 sollen nun erst für 
2010 konkrete Grenzwerte vorgesehen werden. Die Chance, durch 
progressive Klimapolitik technologische Innovation zu stärken, 
wurde damit vertan. 

Bundesregierung und EU setzen auch die Biodiversitätskonven- 
tion von Rio nicht ausreichend um. Weder Deutschland noch die 
EU haben bisher die von der Konvention verlangte Biodiversitäts- 
strategie, die Aufschluß über die Umsetzung der Konvention und 
die Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen hätte geben können, 
veröffentlicht. Damit hinken die Europäer sogar hinter einer Rei- 
he von Dritte-Welt-Staaten hinterher, die mit erheblich geringerer 
Personal- und Finanzausstattung nationale Biodiversitätsstrategi- 
en aufgestellt haben. 

Obwohl die Bundesregierung in der Anfang des Jahres verab- 
schiedeten Berliner Erklärung die Einbeziehung einer nachhalti- 
gen Tourismuspolitik in die globale Biodiversitätspolitik gefordert 
hat, hat sie innerhalb der Maastricht II-Reflexionsgruppe die Be- 
handlung des Themas Tourismus abgelehnt. Dabei entzieht sich 
Deutschland als Reiseweltmeister seiner Verantwortung für eine 
nachhaltige Ausrichtung dieses inzwischen für einige europäische 
Regionen wichtigsten Wirtschaftszweiges. Andererseits wird das 
endogene wirtschaftliche Entwicklungspotential ignoriert, das 
eine nachhaltige Tourismusentwicklung für manche Regionen, ge- 
rade im Osten Deutschlands, haben könnte. 

Die Naturschutzkomponente der Biodiversitätskonvention wird 
von Deutschland komplett ignoriert. So hat Deutschland immer 
noch nicht die europäische Richtlinie zum Schutz von Flora, Fau- 
na und Habitaten umgesetzt. Deswegen droht der Bundesrepublik 
Deutschland demnächst erneut ein Zwangsgeldverfahren. Im Be- 
reich der biologischen Sicherheit gehört Deutschland zu denjeni- 
gen Staaten, die auf eine Deregulierung der europäischen Gen- 
technikgesetzgebung drängen und international die Erarbeitung 
eines Protokolles zur Biodiversitätskonvention hintertreibt, das die 
Belange der biologischen Sicherheit, also beispielsweise Freiset- 
zungsexperimente der Agrarindustrie in der Dritten Welt, regulie- 
ren würde. 

Mit der Anerkennung des Leitbildes der nachhaltigen und um- 
weltgerechten Entwicklung im EU- und EG-Vertrag könnten die 
Bundesregierung und die Regierungen der anderen Mitgliedstaa- 
ten somit ein Zeichen setzen, daß sie die Umsetzung der Beschlüsse 
und völkerrechtlichen Verpflichtungen von Rio in Zukunft ernster 
zu nehmen gedenken. 
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Wichtiger als das symbolhafte Bekenntnis zum Leitbild Nachhal- 
tigkeit ist jedoch eine konsequente Integration ökologischer Be- 
lange in alle Politikbereiche der EU. Umweltpolitik in der EU ist 
immer noch additive Politik zur dominierenden Politik des freien 
Binnenmarktes. Der 1987 in den Vertrag eingeführte Umweltarti- 
kel reicht nicht aus, weil die anderen Fachpolitiken, beispielswei- 
se die Agrar- und Strukturpolitik, die zusammen über drei Viertel 
des EU-Haushaltes verschlingen, weiterbetrieben werden wie bis- 
her. Zukünftig müssen alle neuen Richtlinien, Verordnungen und 
Entscheidungen einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterwor- 
fen werden, vor allem dann, wenn sie finanzrelevant sind. 

Das alleinige Postulat des Integrationsprinzips reicht jedoch nicht 
aus. Umweltbelange stehen in einem immanenten Widerspruch zu 
zahlreichen anderen im EG - und EU- Vertrag verankerten Zielset- 
zungen. Deswegen müssen auch die oben genannten Änderungen 
in den entsprechenden Einzelpolitiken vorgenommen werden. Es 
ist nicht überraschend, daß die Bundesregierung zwar die Veran- 
kerung des Integrationsprinzips in dem von der irischen Ratsprä- 
sidentschaft vorgeschlagenen neuen Artikel 3 d unterstützt, sich 
aber einer Ökologisierung der Einzelpolitiken verweigert. So 
wehrte sich das Bundesministerium für Landwirtschaft und For- 
sten seit Beginn der Regierungskonferenz mit Erfolg dagegen, die 
Gemeinsame Agrarpolitik auf der Konferenz überhaupt zu the- 
matisieren. Damit wird weiter die Hälfte des EU-Haushaltes in das 
ungehemmte Wachstum der landwirtschaftlichen Produktion ge- 
steckt - ohne Rücksicht auf den Naturhaushalt und auf Verluste 
für den Arbeitsmarkt im ländlichen Bereich. 

Gleiches güt für die Fischereipolitik und die gemeinsame Struktur- 
politik. Der industrielle Fischfang zerstört neben den ökologischen 
auch seine wirtschaftlichen Grundlagen. Eine Ökologisierung der 
Fischereipolitik stellt deswegen auch eine vorausschauende Poli- 
tik zum Erhalt von Arbeitsplätzen in den Küstenregionen dar. Die 
gemeinsame Strukturpolitik verbraucht ein weiteres Drittel des 
EU-Haushaltes. Hier werden, um die Subventionsmilliarden für 
die neuen Länder zu erhalten, die Augen verschlossen vor Ineffi- 
zienz und ökologisch kontraproduktiven Investitionen. 

Die gemeinsame Außenhandelspolitik ist eine der Politiken, in de- 
nen die europäische Integration relativ weit fortgeschritten ist. Die 
Außenvertretung der Union wird hier fast ausschließlich von der 
Kommission wahrgenommen. Um so wichtiger ist es, daß die Kom- 
mission in ihrer Verhandlungsführung innerhalb des Welthan- 
delsabkommens an das Ziel der nachhaltigen Entwicklung ge- 
bunden wird. Eine weitere Liberalisierung und Deregulierung des 
Welthandels darf nur im Gleichschritt mit der Weiterentwicklung 
des globalen Umwelt- und Entwicklungsrechtes und dem Aufbau 
entsprechender Institutionen zu dessen Durchsetzung erfolgen. 

Die transeuropäischen Netze sind eine der ökologischen Sünden 
des Maastrichter Vertrages. Sie zielen auf ein Europa des „immer 
größer, immer schneller' 1 , zerschneiden die letzten zusammen- 
hängenden Naturgebiete Europas und behindern durch die da- 
durch geschaffene überregionale Infrastruktur die Erschließung 
endogener regionaler Wirtschaftspotentiale. Die Bundesregierung 
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wiederholt mit dem Bau der Ostseeautobahn oder dem Ausbau der 
Wasserstraßen nach Berlin im Osten Deutschlands dieselben re- 
gional- und verkehrspolitischen Todsünden, die im Westen ge- 
macht wurden. Die zukünftige Regionalpolitik der EU muß aus- 
schließen, daß für solch unsinnige Projekte auch noch Fördergelder 
aus Brüssel fließen. 

Indem die Bundesregierung sich einer Reform der europäischen 
Agrar-, Struktur- und Verkehrspolitik verweigert, stellt sie sich ob- 
jektiv der zentralen Zukunftsaufgabe in den Weg, die EU für den 
Beitritt der osteuropäischen Staaten fit zu machen. Die Beitritts- 
verhandlungen mit den ersten Kandidaten sollen termingerecht 
ein halbes Jahr nach Abschluß der Regierungskonferenz begin- 
nen. Ohne die beiden finanzaufwendigsten Politiken der EU zu re- 
formieren werden die Beitrittsverhandlungen jedoch ohne Ge- 
schäftsgrundlage geführt. Eine Erweiterung der gemeinsamen 
Agrar- und Strukturpolitik in der heutigen Form nach Osten kann 
sich die Gemeinschaft ökonomisch, ökologisch, finanziell und so- 
zial nicht leisten. Die Ausweitung der transeuropäischen Verkehrs- 
und Energienetze nach Osten würde nach den jetzigen Planun- 
gen, die auf den Ausbau von Autobahnen und eines Verbundnet- 
zes für die großen Strom- und Gaskonzerne zielen, das Ende des 
europäischen Beitrages zum weltweiten Klimaschutzziel bedeu- 
ten. 

Die große Chance, Europa zu einem wirklichen Vorreiter in der in- 
ternationalen Klimapolitik zu machen, liegt in der Vereinbarung 
eines eigenständigen Energiekapitels für den EG -Vertrag. Die En- 
ergiepolitik ist ein zentrales Politikfeld für die Gestaltung einer 
nachhaltigen und umweltgerechten Wirtschaftsweise. Gleichzei- 
tig werden in der Energiepolitik die wichtigsten Entscheidungen 
getroffen, um das globale Klimaschutzziel einer Stabilisierung der 
atmosphärischen Treibhausgasemissionen zu erreichen. Um so un- 
verständlicher ist es, daß für dieses zentrale Politikfeld noch kei- 
ne eigenständige Rechtsgrundlage im EG-Vertrag existiert. Seit- 
dem sind die Rechtsgrundlagen für die EU-Energiepolitik über 
mehrere Verträge und Vertragsabschnitte verstreut. 

Aus diesem Grunde hatte schon in der der Regierungskonferenz 
vorausgegangenen Reflexionsgruppe die Regierung Österreichs 
den Vorschlag gemacht, den überholten Euratom- Vertrag auf- 
zulösen und mit der Schaffung eines Energiekapitels die Grund- 
lage für eine zukunftsorientierte Energiepolitik zu schaffen. Das 
Öko-Institut und eine Reihe von Umweltverbänden haben vorge- 
schlagen, auch den Vertrag zur Montanunion nach seinem Aus- 
laufen, genauso wie zahlreiche Einzelbestimmungen im EG-Ver- 
trag, in ein neues Energiekapitel zu integrieren. Dieser große Wurf 
einer Neugestaltung der europäischen Energiepolitik wurde je- 
doch von der Bundesregierung von vornherein abgeblockt. Die 
Bundesregierung hat sich damit in die energiepolitische Ableh- 
nungsfront mit Frankreich und seiner starken Atomindustrie be- 
geben, die jegliche Veränderung des Euratom-Vertrages verhin- 
dern wollen. Dem Fetisch Atomkraft werden somit auch alle 
anderen Fortschritte hin zu einer umweit- und ressourcenscho- 
nenden Energiepolitik geopfert. 
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Statt den Euratom- Vertrag künstlich am Leben zu erhalten, stün- 
de es der EU gut an, eine Agentur zur Förderung der erneuerba- 
ren Energien ins Leben zu rufen. Die erneuerbaren Energien, allen 
voran die Sonnenergie, können nicht nur auf ressourcenschonen- 
de Weise zur Lösung des Klimaproblemes beitragen, sondern 
schaffen langfristig auch Versorgungssicherheit und mehr Ar- 
beitsplätze als alle anderen vergleichbaren Energiequellen. 

Eine der Schlüsselreformen, die auf dem Amsterdamer EU-Gipfel 
anstehen, ist die Stärkung der Schutzklausel für über Binnen- 
marktsrecht hinausgehendes nationales Umweltrecht in Arti- 
kel 100 a (4) EGV. Es kann nicht angehen, daß Mitgliedstaaten 
nationale Grenzwerte und Standards zurücknehmen, bzw. im vor- 
auseilenden Gehorsam auf die Setzung anspruchsvollerer eigener 
Standards verzichten. Gerade auch die Bundesregierung hat sich 
zu lange hinter Brüssel versteckt, wenn es um die Verschärfung 
von Grenzwerten und Produktstandards ging. In Zukunft muß es 
heißen: Umweltrecht bricht Handelsrecht. Die Freihändler in der 
Union sollen in Zukunft detailliert nachweisen, wo Umweltregeln 
den Binnenmarkt behindern und konkrete Vorschläge unter- 
breiten, wie durch andere Maßnahmen das umweltpolitische Ziel 
genauso erreicht werden kann. 

Durch eine Präzisierung des Artikels 100 a (4) EGV werden natio- 
nale Vorreiterrollen im Umweltschutz gefördert. Die historische 
Erfahrung zeigt, daß ohne Vorreiter nur sehr selten umweltpoliti- 
sche Fortschritte zustande kommen. So hat die Einführung des Ka- 
talysators in Deutschland einige Jahre später zu einer EU- weiten 
Harmonisierung geführt. Leider hat die Bundesregierung diese 
umweit-, aber auch wirtschaftspolitisch kluge Strategie, mit Vor- 
reiterrollen die Marktentwicklung für Umwelttechnik zu forcieren, 
weitgehend aufgegeben. Deutschland fällt deshalb als Exporteur 
von Umwelttechnik sowohl EU- als auch weltweit zurück. 

Eines der größten Defizite der europäischen Umweltpolitik ist die 
mangelhafte Umsetzung des EU-Umweltrechtes durch die Mit- 
gliedstaaten. Deutschland hat sich auf diesem Gebiet besonders 
unrühmlich hervorgetan. Neben Italien ist Deutschland das einzi- 
ge Land, gegen das die EU-Kommission beim Europäischen 
Gerichtshof wegen der Nichtumsetzung von Richtlinien, die teil- 
weise schon in den siebziger Jahren erlassen wurden, ein Zwangs- 
geldverfahren eröffnet hat. Die erheblichen Zwangsgelder, die 
Deutschland nun drohen, kann sich die Bundesregierung in der 
aktuellen Haushaltslage finanziell nicht leisten - das Ignorieren 
europäischer Umweltstandards für teilweise fast 20 Jahre kann sich 
unser Land allerdings ökologisch nicht leisten. Aus diesen Grün- 
den muß die Durchsetzbarkeit des EU-Umweltrechtes verbessert 
und beschleunigt werden. Einerseits sollte das Instrument des 
Zwangsgeldes schneller und häufiger genutzt werden, anderer- 
seits sollen durch Verbandsklage und Akteneinsichtsrecht die 
Kontroll- und Klagemöglichkeiten der Bürgerschaft und von Nicht- 
regierungsorganisationen gestärkt werden. Gerade die Bundesre- 
gierung hat sich bisher der Einführung einer europaweiten Ver- 
bandsklage entgegengestellt - kein Wunder angesichts der 
Blockadehaltung zu diesem Thema im eigenen Land. Obwohl in- 
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zwischen die Mehrzahl der Bundesländer die Verbandsklage ein- 
geführt und gute Erfahrungen damit gemacht hat, weigert sich die 
Bundesregierung weiterhin, eine bundesweite Rahmengesetzge- 
bung zu erlassen. 

Umweltpolitik in der EU muß auch demokratischer und durch- 
schaubarer werden. Alleine im Umweltbereich existieren z. Z. vier 
verschiedene Entscheidungsverfahren nebeneinander her. Wenn 
sich schon Europaparlamentarier in den Fallstricken der EU-Ge- 
setzgebung verfangen, wie sollen dann die Bürgerinnen und Bür- 
ger diese Politik noch demokratisch kontrollieren können? Des- 
wegen sollte es für die Umweltgesetzgebung der EU nur noch ein 
Verfahren geben, das auf dem Wege der Mitentscheidung dem Eu- 
ropäischen Parlament das gleiche Gewicht wie dem EU-Minister- 
rat gibt und durch die Entscheidung mit qualifizierter Mehrheit zü- 
gige und fortschrittliche umweltpolitische Entscheidungen 
ermöglicht. Fortschrittliche Umweltpolitik kann nicht entstehen, 
wenn sich die Mitgliedstaaten immer nur auf den kleinsten ge- 
meinsamen Nenner einigen. 

Das höchste Entscheidungsgremium der EU ist der Ministerrat. Um 
so undemokratischer ist es, daß die Bürgerinnen und Bürger nur 
in Ausnahmefällen erfahren, was sich hinter seinen Türen abspielt. 
Die Entscheidungen und das Abstimmungsverhalten im Minister- 
rat müssen deswegen zukünftig offengelegt werden, um eine de- 
mokratische Kontrolle der dort getroffenen Regierungsentschei- 
dungen zu ermöglichen. 

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie die Zusam- 
menarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres haben die Um- 
weltdimension dieser Politiken bisher vollkommen ausgeblendet. 
Damit spiegeln die Beschlüsse von Maastricht ein veraltetes Bild 
von innerer und äußerer Sicherheit wider. Zu einem neuen erwei- 
terten Sicherheitsbegriff gehören die ökologische Bedrohung 
genauso wie die Bedrohung der menschlichen Gesundheit durch 
Umweltgefahren unabdingbar dazu. Die Zukunft der Außen- und 
Sicherheitspolitik liegt deswegen nicht in Militärbündnissen, 
sondern im Ausbau des internationalen Umwelt-, Entwicklungs- 
und Handelsrechts. Leitschnur dabei sollte die in Rio zwischen 
dem Norden und Süden ausgehandelte Agenda 21 und das darin 
formulierte Prinzip der nachhaltigen Entwicklung sein. 

Auch die Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres 
muß sich der neuen Bedrohungen der inneren Sicherheit durch die 
Umweltkriminalität stellen. Bei der Bekämpfung der Umweltkri- 
minalität ist jedoch weniger „Law and Order" sondern der Aus- 
bau von Informationssystemen und die grenzüberschreitende Ver- 
mittlung von Fachwissen und Know-how zum Aufspüren von 
Umweltsünden gefragt. 

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie die Zusam- 
menarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres wurden im Maas- 
tricht-Vertrag im Bereich der intergouvernementalen Zusammen- 
arbeit geregelt. Sie unterliegen deshalb weder der Kontrolle durch 
das Europäische Parlament noch der kritischen Überwachung 
durch die Bürgerinnen und Bürger. Deswegen ist es unabdingbar, 
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daß Nichtregierungsorganisationen zukünftig bei der Ausgestal- 
tung dieser Politiken beteiligt werden. 

Europa befindet sich in einer Legitimationskrise seinen Bürgerin- 
nen und Bürgern gegenüber. Schuld daran ist nicht die oft be- 
schworene Bürokratie in Brüssel, sondern das Versagen der Re- 
gierungen, auch der deutschen Bundesregierung, auf die zentralen 
Zukunftsaufgaben der europäischen Politik die richtigen Antwor- 
ten zu geben. Mit einem Paket an umweltpolitischen Reformvor- 
schlägen könnte die Bundesregierung auf dem Amsterdamer 
EU-Gipfel das, auch durch ihr Verschulden, verlorene Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in Europa zurückgewinnen. 
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